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Vorwort  

 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

 

dieses Handbuch richtet sich an Vereine, Verbände und gGmbHs der Wohlfahrtspflege sowie an alle, 

die sich im Alltag mit Fragen des Gemeinnützigkeitsrechts befassen. Es soll Ihnen die notwendigen 

Grundlagen vermitteln und zugleich eine praktische Orientierung für die tägliche Arbeit bieten. 

 

Die Gemeinnützigkeit ist weit mehr als ein steuerlicher Status: Sie ist die Grundlage für Vertrauen in 

Ihre Organisation, Voraussetzung für viele Fördermöglichkeiten und zugleich der rechtliche Rahmen, 

innerhalb dessen sich Ihre tägliche Arbeit bewegt. 

 

Die Gemeinnützigkeit ist komplex und in vielen Punkten formal geprägt. Die Risiken liegen dabei oft 

im Detail – insbesondere dort, wo unterschiedliche Finanzierungs- und Leistungsbeziehungen 

zusammentreffen. 

 

Dieses Handbuch ist aus der Praxis entstanden. Seit über 35 Jahren beraten wir als spezialisierte 

Kanzlei gemeinnützige Träger und kennen die typischen Fragestellungen und Fallstricke. Diese 

Erfahrung spiegelt sich in den Inhalten wider: mit Beispielen aus Pflege, Jugendhilfe, Behinder-

tenhilfe, Eingliederungshilfe, Kindertagesbetreuung und sozialen Diensten sowie mit Checklisten und 

Mustern für die Umsetzung im Alltag.  

 

Wir wünschen Ihnen eine hilfreiche Lektüre und viele konkrete Impulse für Ihre tägliche Praxis. 

 

Henning Hausmann 

Im April 2026 
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1. Einleitung und Grundlagen 

Das Gemeinnützigkeitsrecht ist ein Querschnittsfach des deutschen Steuerrechts. Es legt fest, unter 

welchen Voraussetzungen der Staat Tätigkeiten fördert, die dem Gemeinwohl dienen. Im Zentrum 

stehen die steuerbegünstigten Zwecke der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung (AO), die formellen 

Anforderungen der §§ 51 sowie 59 bis 63 AO und die Sonderregelungen der §§ 64 bis 68 AO für 

wirtschaftliche Tätigkeiten. Für Vereine der Wohlfahrtspflege ist dieses Rechtsgebiet der juristische 

Rahmen, in dem die tägliche Arbeit stattfindet: Die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG und 

die Abzugsfähigkeit von Spenden nach § 10b EStG hängen unmittelbar davon ab, ob und wie die §§ 

51 ff. AO eingehalten werden. 

1.1 Warum dieses Handbuch 

Die Wohlfahrtspflege ist ein besonders regulierter Bereich. Pflegedienste, Kita-Träger, 

Eingliederungshilfe-Einrichtungen, Werkstätten für behinderte Menschen und Einrichtungen der 

Jugendhilfe bewegen sich gleichzeitig im Sozialrecht (SGB VIII, IX, XI, XII), im Steuerrecht und im Ge-

meinnützigkeitsrecht. Aus der Verzahnung dieser Rechtsgebiete ergeben sich typische Risiken: eine 

Satzung, die nicht sauber den Anforderungen des § 60 AO entspricht; eine Cafeteria, die unbemerkt 

aus dem Zweckbetrieb in den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (wGB) kippt; eine Rücklage, die der 

Finanzverwaltung nicht hinreichend dokumentiert wird; eine Mittelweitergabe an eine Tochtergesell-

schaft, die ohne § 58 Nr. 1 AO ausgestaltet ist. 

Dieses Handbuch fasst die wesentlichen Vorschriften zusammen, erklärt sie mit Praxisbeispielen aus 

der Wohlfahrtspflege und zeigt typische Fehlerquellen einschließlich der jeweiligen Lösungen auf. Es 

ersetzt nicht die Einzelfallberatung, schafft aber die Grundlage für eine strukturierte Zusammenarbe-

it zwischen Vorstand, Geschäftsführung und Steuerberatung. 

1.2 Rechtsquellen und Systematik 

Die gemeinnützigkeitsrechtlichen Grundnormen finden sich in den §§ 51 bis 68 AO. Diese Vorschrift-

en werden auf zwei Ebenen konkretisiert: Die Einzelsteuergesetze (KStG, GewStG, EStG, UStG, GrStG, 

ErbStG) verweisen auf die AO und knüpfen an die Gemeinnützigkeit entsprechende Steuervergün-

stigungen. Der Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) wiederum gibt die Verwaltungsauf-

fassung wieder und ist für die Praxis zentral, weil die Finanzämter grundsätzlich nach diesen 

Maßstäben prüfen. Ergänzend sind BMF-Schreiben sowie die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

(BFH) zu beachten; insbesondere für die Wettbewerbsklausel des § 65 Nr. 3 AO und für die 

Auslegung der Wohlfahrtspflege-Norm des § 66 AO ist die BFH-Judikatur entscheidend. 

 

 

 


